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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über die Statistik der 
Bevölkerungsbewegung und die Fortschreibung 
des Bevölkerungsstandes 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesministcr des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 165. Sitzung am 9. November 1956 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. Die- 
sem Änderungsvorschlag stimmt die Bundesregierung zu. 

Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Gesetzentwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zu- 
stimmung bedarf. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dn h. c. Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Statistik der Bevölkerungsbewegung und die 
Fortschreibung des Bevölkerungsstandes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen; 

§ 1 

Um die Veränderungen in Zahl und Zu- 
sammensetzung der Bevölkerung und ihre 
Ursachen im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
festzustellen, wird eine Bundesstatistik durdi- 
geführt. Sie umfaßt 

1. die Statistik der natürlichen Bevölkerungs- 
bewegung einschließlich der Todesursadien- 
statistik, 

2. die Statistik der Todeserklärungen, 

3. die Statistik der rechtskräftigen Urteile ln 
Ehesachen, 

4. die Wanderungsstatistik und 

5. die Fortschreibung des Bevölkerungsstan- 
des. 

§2 

(1) Für die Statistik der natürlichen Bevöl- 
kerungsbewegung werden bei Eheschließun- 
gen, Geburten und Sterbefällen mit Zähl- 
karten laufend folgende Tatbestände erfaßt: 

1. Bei Eheschließungen: 

a) Tag der Ehesdiließung, 

b) Alter, bisheriger Familienstand und 
Kinder, 

c) rechtliche Zugehörigkeit oder Nichtzu- 
gehörigkeit zu einer Kirche, Religions- 
gesellschaft oder Weltanschauungsge- 
meinschaft, Staatsangehörigkeit und 
VertrIebenen-(FlüchtlIngs-)eigenschaft; 

2. bei Lebend- und Totgeburten: 

a) Geburtstag, Gesdilecht, Angabe über 
Ehelichkeit oder Unehelidikeit des 
Kindes, 

b) Wohngemeinde und Alter der Eltern, 


c) Beruf, rechtliche Zugehörigkeit oder 
Nichtzugehörigkeit zu einer Kirche, 
Religionsgesellschaft oder Weltanschau- 
ungsgemeinschaft, Staatsangehörigkeit 
und Vertriebenen-(Flüchtlings-)eigen- 
schaft der Eltern, 

d) Mehrlingsgeburt und Anstaltsgeburt, 

e) bei ehelichen Kindern: Ehedauer der 
Eltern und Geburtenfolge; 

3. bei Sterbefällen; 

a) Sterbetag, Geschlecht, Alter, Familien- 
stand — bei Kindern Angabe über Ehe- 
lichkeit oder Unehelichkeit — und 
Wohngemeinde, 

b) Beruf, rechtliche Zugehörigkeit oder 
Niditzugehörigkeit zu einer Kirche, 
Religionsgesellschaft oder Weltanschau- 
ungsgemeinschaft, Staatsangehörigkeit 
und Vertriebenen-(Flüchtlings-)eigen- 
schaft, 

c) bei Verheirateten: Tag der Eheschlie- 
ßung und Alter des überlebenden Ehe- 
gatten, 

d) Anstaltssterbefall, 

e) Todesursache, bei Sterbefällen innerhalb 
der ersten vierundzwanzig Lebensstun- 
den auch Lebensdauer. 

(2) Die Zählkarten werden von den Stan- 
desbeamten und in den Fällen der §§ 18, 19 
und 34 des Personenstandsgesetzes vom 
3. November 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 1146) 

in der Fassung vom 

(Bundesgesetzbl. IS. . .) von den dort ge- 

nannten Stellen ausgefüllt. In den Ländern, 
in denen ein Leichenschauschein (Toten- 
schein) eingeführt ist, der die in Absatz 1 
Nr. 3 Buchstabe e genannten Tatbestände 
enthält, brauchen diese Tatbestände nicht in 
die Zählkarten aufgenommen zu werden. 
Der Leichenschauschein (Totenschein) tritt 
Insoweit an die Stelle der Zählkarte. 
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(3) Soweit die Angaben, die zum Ausfül- 
len der Zählkarten notig sind, nicht aus den 
Eintragungen in die Personenstandsbücher 
oder aus anderen vorgelegten Unterlagen 
hervorgehen, sind die Anzeigenden oder die 
Ehcschließenden, für die Angabe der Todes- 
ursache die nach Landesrecht für die Leichen- 
schau zuständigen Ärzte oder sonstigen Per- 
sonen auskunftspflichtig. 

§ 3 

(1) Für die Statistik der Todeserklärungen 
werden bei Todeserklärungen und Todes- 
feststellungen, die durch Gerichte ausgespro- 
chen worden sind, mit Zählkarten laufend 
folgende Tatbestände erfaßt: 

1. Geschlecht, Alter, letzter ständiger Wohn- 
sitz und Familienstand, 

2. Beruf, Staatsangehörigkeit und Zugehörig- 
keit zur Wehrmacht, 

3. vermutliche Todesursache und festgestell- 
ter Zeitpunkt des Todes. 

(2) Die Zählkarten werden vom Standes- 
beamten des Standesamts I in Berlin (West) 
av?sgefüllt. 

§ 4 

(1) Für die Statistik der rechtskräftigen 
Urteile in Ehesachen werden bei gerichtlichen 
Entscheidungen, durch die eine Ehe geschie- 
den, aufgehoben oder für nichtig erklärt 
wird, mit Zählkarten laufend folgende Tat- 
bestände erfaßt: 

1. Kläger und Widerkläger, 

2. Inhalt der Entscheidung (Nichtigkeitser- 
klärung, Aufhebung, Scheidung, Klageab- 
weisung, Schuldausspruch, zugrunde ge- 
legte gesetzliche Bestimmungen), 

3. Alter der Ehegatten, Ehedauer und Kin- 
derzahl, 

4. rechtliche Zugehörigkeit oder Nichtzuge- 
hörigkeit zu einer Kirche, Religionsgesell- 
schaft oder Weltanschauungsgemeinschaft 
und Staatsangehörigkeit der Ehegatten. 

(2) Die Zählkarten werden von den Ur- 
kundsbeamten der Geschäftsstelle des Ge- 
richts erster Instanz nach Rechtskraft des Ur- 
teils auf Grund der Gerichtsakten ausgefüllt. 

§ 5 

Für die Wanderungsstatistik werden bei 
der An- und Abmeldung die Zu- und Fort- 


züge (Wohnungsv/echsel) nach den Melde- 
scheinen mit folgenden Tatbeständen laufend 
erfaßt: 

1. Tag des Bezugs der neuen oder des Aus- 
zugs aus der alten Wohnung, alte und neue 
Wohngemeinde, Fiaupt- und Nebenwohn- 
sitz, 

2. Geschlecht, Alter und Familienstand, 

3. Beruf und rechtliche Zugehörigkeit oder 
Nichtzugehörigkeit zu einer Kirche, Reli- 
gionsgesellschaft oder Weltanschauungsge- 
meinschaft, Staatsangehörigkeit und Ver- 
triebenen-(Flüditlings-)eIgenschaft. 

§ 6 

Bei der Fortschreibung des Bevölkerungs- 
standes ist auf der Grundlage der jeweils letz- 
ten allgemeinen Zählung der Bevölkerung 
nach den Ergebnissen der Statistik der natür- 
lichen Bevölkerungsbewegung und der Wan- 
derungsstatistik die Bevölkerung nach Ge- 
schlecht und Alter sowie Vertriebenen- 
(Flüchtlings-)elgenschaft festzustellen. Fller- 
bei sind Gebietsveränderungen zu berücksich- 
tigen und anzugeben. 

§ 7 

(1) Die Zählkarten für Eheschließungen, 
Geburten und Sterbefälle (§ 2 Abs. 1) und 
für reditskräftige Urteile in Ehesachen (§ 4 
Abs. 1) sowie die Leichenschauscheine (§ 2 
Abs. 2) und eine Ausfertigung der Melde- 
scheine (§ 5) sind mindestens monatlich an 
das Statistische Landesamt, die Zählkarten 
für Todeserklärungen (§ 3 Abs. 1) an das 
Statistische Bundesamt zu übersenden. Die 
Leichenschauscheine sind über das Gesund- 
heitsamt zu leiten. 

(2) Die Zählkarten für rechtskräftige To- 
deserklärungen werden durch das Statistische 
Bundesamt, die übrigen Zählkarten, die Mel- 
descheine und die Lcichenschauschelne durch 
die Statistischen Landesämter aufbereitet. 

§ 8 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 

4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

S 9 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung In Kraft. 
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Begründung 


A. ALLGEMEINER TEIL 

1. Aufgaben der Bevölkerungsstatistik 

Regierung, Verwaltung, Wirtschaft und Wis- 
senschaft brauchen für ihre Arbeit Statistiken 
über Zahl und Zusammensetzung der Bevöl- 
kerung. Seit den ersten Anfängen der amt- 
lidien Statistik werden daher in größeren 
Zeitabständen Bevölkerungszahl und Bevöl- 
kerungsgllcderung durch Volkszählungen 
festgestellt. Je stärker jedoch die Bevölke- 
rungsbewegung ist, desto weniger sind in den 
Zeiträumen zwischen den großen Volkszäh- 
lungen ihre mit erheblichem Arbeits- und 
Kostenaufwand gewonnenen Ergebnisse ver- 
wertbar. 

Der Weg, wenigstens durch jährliche Schät- 
zung der Einwohnerzahl diese Mängel eini- 
germaßen auszugleichen, ist schon lange nicht 
mehr gangbar. Bei der gegenwärtig be- 
sonders starken Bewegung der Bevölkerung 
müssen monatlich berichtigte Bevölkerungs- 
zahlen für Bund und Länder verfügbar sein. 
Darüber hinaus braucht man in vierteljähr- 
lichen und jährlichen Abständen Aufschlüsse 
über die Einwohnerzahl aller Gemeinden 
und für größere gebietsmäßige Einheiten 
und darüber, wie die Bevölkerung nach Alter 
und Geschlecht gegliedert ist. Da die Haupt- 
fällc der Bevölkerungsbewegung — Gebur- 
ten, Sterbefälle, Zuzüge und Fortzüge — in 
entsprechender sachlicher und zeitlicher 
Untergliederung zur Verfügung gestellt wer- 
den können, Ist die Statistik in der Lage, das 
Ergebnis der jeweils letzten Volkszählung 
fortzuschreiben und damit laufend neue Bc- 
völkerungszahlen auch für die kleinsten Ge- 
bietseinheiten zu liefern. 

Der Wert der einzelnen Statistiken erschöpft 
sich jedoch nicht In der Fortschreibung des 
Bevölkerungsstandes. Die Statistiken dienen 
auch dazu, die Bestandteile der Bevölkerungs- 
entwicklung und der Bevölkerungsverschie- 
bungen zu ermitteln. 

Die Unterlagen erstrecken sich auch auf Vor- 
gänge wie eheliche und unehelidie Gebur- 
ten, Säuglingssterblichkeit, Todesursachen, 
Häufigkeit der Eheschließung, Gründe der 


Ehescheidungen, Richtung der Binnenwande- 
rung und Zuwanderung aus der sowjetischen 
Besatzungszone. 

Derartige Bevölkerungsstatistiken werden ln 
allen zivilisierten Ländern der Erde durdige- 
führt. Sie gehören zum klassischen Bestand 
der amtlichen Statistik. Die Vereinten Natio- 
nen und die Weltgesundheitsorganisation 
haben Empfehlungen über ihren Ausbau und 
ihre Gestaltung herausgegeben. 

IL Bisherige Rechtsgrundlagen 

Durch das Gesetz werden weder neue Stati- 
stiken cingeführt, noch laufende Statistiken 
erweitert. Statistiken über Eheschließungen, 
Geburten und Sterbefälle wurden in Deutsch- 
land schon vom Bundesrat des Deutschen 
Zollvereins im Jahre 1870 beschlossen. Durch 
Gesetz vom 11. Juni 1920 (RGBl. S. 1209) 
wurde in das Gesetz über die Beurkundung 
des Personenstandes und die Eheschließung 
vom 6. Februar 1875 (RGBl. S. 23) ein neuer 
§ 82 a eingefügt, nach dem die Standesbeam- 
ten „statistische Erhebungen einschließlich 
solcher über die Zugehörigkeit zu einer Reli- 
gionsgesellschaft“ vorzunehmen hatten. Das 
Nähere über den Umfang und die Art der 
Durchführung enthielt § 3 der Verordnung 
zur Ausführung des Gesetzes über die Beur- 
kundung des Personenstandes und die Ehe- 
schließung vom 6. Juli 1920 (RGBl. S. 1399). 
Das Personenstandsgesetz vom 3. November 
1937 (RGBl. I S. 1146) enthält keine aus- 
drücklichen Vorschriften für die Statistik. 
Dagegen ermächtigte § 117 der Ersten Ver- 
ordnung zur Ausführung des Personen- 
standsgesetzes vom 19. Mai 1938 (RGBl. I 
S. 533) den Reichsminister des Innern, Art 
und Umfang der von den Standesbeamten 
wahrzunehmenden Nebengeschäfte, insbe- 
sondere ihre Mitwirkung bei statistischen Er- 
hebungen, zu bestimmen. 

Auf dieser Verordnung beruhte die Dienst- 
anweisung für die Standesbeamten und ihre 
Aufsichtsbehörden vom 9. Januar 1939 
(RMBllV S. 81) mit einem besonderen Ab- 
schnitt über die Statistik. Die Dienstanwei- 
sung gilt noch heute In der Fassung der All- 
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gemeinen Verwaltungsvorschriften über die 
Änderung und Ergänzung der Dienstanwei- 
sung für die Standesbeamten und ihre Auf- 
sichtsbehörden vom 10. Mai 1952 (BAnz. 
Nr. 94 vom 16. Mai 1952 S. 2). Art und Um- 
fang der genannten Statistiken sind also nur 
durch die Allgemeinen Verwaltungsvor- 
schriften zur Dienstanweisung geregelt. 

Die Fortschreibung des Bevölkerungsstandes 
und die Wanderungsstatistik, die die notwen- 
dige Voraussetzung für die Fortschreibung 
ist, werden z. Z. auf Grund von § 12 des 
Volkszählungsgesetzes 1950 vom 27. Juli 
1950 (BGBl. S. 335) durchgeführt. 

Für die Statistiken der rechtskräftigen Urteile 
in Ehesachen und der Todeserklärungen Ist 
bisher noch keine Anordnung vorhanden. Sie 
werden gemäß Vereinbarungen mit den Län- 
dern durchgeführt. 

Nach § 6 des Gesetzes über die Statistik für 
Bundeszwecke (StatGes) müssen Bundessta- 
tistiken durch Gesetz oder Rechtsverordnung 
angeordnet sein. Bundesstatistiken, die die- 
sen Voraussetzungen nicht entsprechen, kön- 
nen gemäß § 16 StatGes 4 Jahre nach In- 
krafttreten des Gesetzes (also ab 25. Septem- 
ber 1957) nicht mehr als Bundesstatistiken 
durchgeführt werden. Um dies zu verhin- 
dern, muß das vorliegende Gesetz erlassen 
werden. 

III. Kosten 

Die Durchführung der im § 1 des Gesetzes 
genannten Statistiken kostet nach dem ge- 
genwärtigen Stand der Auszählungen bei 
Bund und Ländern einschließlich Berlins 
(West) jährlich rd. 3,2 Millionen DM. Da es 
sich um bereits laufende Statistiken handelt, 
deren Kosten In den Haushaltsplänen schon 
berücksichtigt sind, und das Auszählungspro- 
gramm den Erfordernissen im großen und 
ganzen genügt, werden keine neuen Mittel 
benötigt. Die Höhe der Kosten ist in der 
Hauptsache durch die sehr große Zahl der zu 
erfassenden Fälle bestimmt. So wurden z. B. 
für das Bundesgebiet und Berlin (West) im 
Jahre 1955 In der Statistik der natürlichen 
Bevölkerungsbewegung rd. 454 000 Ehe- 
schließungen, 50 000 gerichtliche Ehelösun- 
gen, 818 000 Geburten und 572 000 Sterbe- 
fälle, sowie in der Wanderungsstatistik fast 
4,3 Millionen Umzüge erfaßt. Eine vollstän- 
dige Erfassung ist notwendig, um u. a. die 
gesetzlich vorgeschriebene Fortschreibung der 
Bevölkerung In den Gemeinden (vgl. II., 
4. Absatz) durchführen zu können. 


B. DIE EINZELNEN BESTIMMUNGEN 
Zu § 1 

Die Aufzählung enthält die klassischen Be- 
standteile der amtlichen deutschen Statistik 
der Bevölkerungsbewegung und des Bevölke- 
rungsstandes, die meist schon seit vielen Jah- 
ren In Deutschland und in allen zivilisierten 
Ländern der Erde erhoben und aufbereitet 
werden. Sie umfaßt aber nicht das gesamte 
Gebiet der Bevölkerungsstatistik, da es nicht 
möglich ist, dieses Gebiet durch ein einheit- 
liches Gesetz abschließend zu regeln. Das Ge- 
setz ordnet nur die Erfassung der wichtig- 
sten Vorgänge der Bevölkerungsbewegung 
und die Fortschreibung des Bevölkerungs- 
standes an. Die großen Volkszählungen, mit 
denen wegen der Rationalisierung in der Re- 
gel Berufs-, Betriebs- und Wohnungszählun- 
gen verbunden werden, müssen jeweils durch 
ein besonderes Gesetz geregelt werden, weil 
die Forderungen und Bedürfnisse von Ver- 
waltung, Wirtschaft und Wissenschaft je nach 
der besonderen Aufgabenstellung zur Zeit 
der Erhebung wechseln. Auch andere Erhe- 
bungen auf dem Gebiete der Bevölkerungs- 
statistik, wie z. B. die Ausländerstatistik oder 
Repräsentativerhebungen über die Bevölke- 
rungszusammensetzung, bedürfen einer be- 
sonderen Reditsgrundlage. 

Die Unterscheidung und getrennte Behand- 
lung der vier Grunderhebungen und der 
Fortschreibung des Bevölkerungsstandes ist 
notwendig, da die Tatbestände und die Er- 
hebungswege der vier Grunderhebungen 
voneinander abweichen. 

Zu § 2 

Die Statistik der natürlichen Bevölkerungsbe- 
wegung liefert die wichtigsten Unterlagen, 
um demographische Vorgänge zu beurteilen. 
Sie vermittelt z. B. einen Überblick über die 
bevölkerungspolitische Lage, über die Erfolge 
der Gesundheitspolitik und der medizini- 
schen Wissenschaft In der Bekämpfung der 
Sterblichkeit und über die Lebenserwartung 
eines Menschen. Sie ermöglicht Schätzungen 
über die zahlenmäßige Entwicklung der Be- 
völkerung und damit politische und wirt- 
schaftliche Planungen, ferner die Herstellung 
von Sterbetafeln, die für die öffentlichen und 
privaten Rentenversicherungen unentbehrlich 
sind. 

Absatz 1: Nach § 7 Abs. 1 StatGes muß ein 
Gesetz, das eine Statistik anordnet, die zu 
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erfassenden Tatbestände bestimmen* Dabei 
wird bewußt vermieden, jede mögliche Ein- 
zelfrage aufzuzählen, um das Gesetz dadurch 
nicht überflüssig zu belasten und unüber- 
sichtlich zu madien. Die Formulierung und 
Gliederung der Einzelfragen gehört zu den 
methodischen und technischen Vorbereitun- 
gen (vgl § 2 Nr. 1 StatGes). Als Beispiel 
sei hier der Tatbestand „Beruf‘‘ erwähnt, der 
nur dann ausreichend bestimmt werden 
kann, wenn auch die berufliche Stellung und 
der Wirtschaftszweig bekannt sind. 

Für die angegebenen einzelnen Statistiken 
wird nur der erforderliche Mindestumfang 
des Frageprogramms geregelt, das laufend 
ausgewertet werden soll. 

Absatz 2: Nach § 7 Abs. 1 StatGes müssen 
Gesetze und Rechtsverordnungen, die eine 
Statistik anordnen, auch den Kreis der Be- 
fragten bestimmen. Das geschieht in § 2 
Abs. 2 S. 2 des Entwurfs. Neben den Zähl- 
karten, die von den Standesbeamten ausge- 
füllt werden, werden in der Sterbefallstati- 
stik auch die Leichenschauscheine (Toten- 
scheine), die von den Ärzten auszufüllen 
sind, benutzt. Werden die Leichenschau- 
scheine unmittelbar verwandt, so erhält man 
genauere Angaben und kann wirtschaftlicher 
arbeiten. Es ist daher beabsichtigt, im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes einen einheit- 
lichen Leichenschauschein einzuführen, der 
bestimmten statistischen Forderungen ge- 
nügt und dann insoweit die Zählkarte er- 
setzen kann. Bis dieser einheitliche Schein 
eingeführt ist, sind die Tatbestände ggf. vom 
Standesbeamten in die Zählkarte einzutra- 
gen; später werden sie aus dem Leichen- 
schauschein unmittelbar entnommen; der 
Standesbeamte wird dann entlastet werden. 

Absatz 3: Für einige der in Absatz 1 ge- 
nannten Tatbestände, die nicht aus den Per- 
sonenstandsbüchern oder aus anderen Unter- 
lagen hervorgehen, müssen für statistische 
Zwecke zusätzliche Fragen an die Anzeigen- 
den gestellt werden. Deshalb wird die Aus- 
kunftspflicht der Anzeigenden festgesetzt, zu 
denen auch die Ärzte gehören, die die 
Todesursache bescheinigen. 

Zu § 3 

Die Statistik der Todeserklärungen ist zur 
Ermittlung der Personenverluste im zweiten 
Weltkrieg im Augenblick besonders bedeu- 
tungsvoll. 


Absatz 1 enthält den Katalog der zu erfas- 
senden Tatbestände. 

Absatz 2 gibt als alleinigen Befragten den 
Standesbeamten des Standesamts I in Berlin 
(West) an, da alle Todeserklärungen und 
Todesfeststellungen von diesem Standesamt 
erfaßt werden. 

Zu § 4 

Die Statistik der rechtskräftigen Urteile in 
Ehesachen liefert das Zahlenmaterial für die 
Erforschung der Gründe und Ursachen der 
Ehezerrüttungen. 

Absatz 1: Der Katalog der zu erfassenden 
Tatbestände berücksichtigt besonders die 
soziale und soziologische Aufgabenstellung 
der Bevölkerungsstatistik. Die Angaben über 
Ehedauer, Kinderzahl und rechtliche Zuge- 
hörigkeit oder Nichtzugehörigkeit zu einer 
Kirche, Religionsgesellschaft oder Welt- 
anschauungsgemeinschaft dienen dazu, die 
Ursachen der Ehezerrüttung zu ermitteln. 

Absatz 2: Auskunftspflichtig sind die Ur- 
kundsbeamten der Geschäftsstelle des erken- 
nenden Gerichts erster Instanz. Damit wird 
vermieden, die Parteien des Rechtsstreits zu 
befragen. 

Zu § 5 

Die Wanderungsstatistik ist eine sogenannte 
Sekundärstatistik. ITier werden keine beson- 
deren statistischen Zählkarten, sondern die 
ohnehin vorhandenen Meldescheine aufbe- 
reitet. Die Statistik dient der Fortschreibung 
des Bevölkerungsstandes und gibt darüber 
hinaus die notwendigen Einblicke in Art und 
Umfang der Wanderungsbewegung innerhalb 
der Bundesrepublik und über ihre Grenzen 
hinaus. Wegen der starken Bevölkerungsver- 
schiebungen durch Krieg und Kriegsfolgen 
gewinnt die Wanderungsstatistik besondere 
Bedeutung für alle Maßnahmen und Planun- 
gen mit dem Ziel des Bevölkerungsaus- 
gleichs. Die Frage nach dem religiösen Be- 
kenntnis wird zur Zeit im Bundesprogramm* 
nicht ausgewertet. Der Tatbestand ist jedoch 
In dem Gesetz berücksichtigt worden, um 
den Ländern den Erlaß besonderer Rechts- 
verordnungen zu ersparen. 

Zu § 6 

Wenn der Bevölkerungsstand auf der Grund- 
lage der jeweils letzten allgemeinen Zäh- 
lung, z. B. einer Volkszählung oder einer 
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vollständigen Wohnungszählung fortgeschrie- 
ben wird, so ist das keine besondere Er- 
hebung, sondern es werden dadurch nur die 
in diesem Gesetz angeordneten Statistiken 
der natürlichen Bevölkerungsbewegung und 
der Wanderung ausgewertet. Bei dem Um- 
fang der angeordneten Auswertungen sind 
die besonderen Belange der Länder, Gemein- 
den und Gemeindeverbände berücksichtigt 
worden. Die gebietsmäßige und zeitliche 
Gliederung wird sich nach den jeweiligen 
Erfordernissen bei Bund und Ländern richten 
müssen. 


Zu § 7 

Absatz 1: Werden die Unterlagen mindestens 
monatlich übersandt, so wird dadurch eine 
stoßweise Arbeitsbelastung der Statistischen 
Ämter vermieden, und der Arbeitsablauf 
wird wirtschaftlicher. 

Absatz 2: Aus Gründen der Rationalisierung 
wird hier ausnahmsweise vorgeschrieben, daß 
die Zählkarten für die Todeserklärungen zen- 
tral aufbereitet werden. Eine solche Erhebung 
ist nach § 2 Nr. 2 StatGes zulässig. 
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Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates 


Berlin, den 9. November 1956 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Auf das Schreiben vom 10. Oktober 1956 — 4 - 20500 - 3055/56 — 
beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 165. Sit- 
zung am 9. November 1956 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über die Statistik der 
Bevölkerungsbewegung und die Fortschreibung 
des Bevölkerungsstandes 


wie folgt Stellung zu nehmen: 

In § 4 ist Absatz 1 eingangs wie folgt neu zu fassen; 

„(1) Für die Statistik der rechtskräftigen Urteile in Ehesachen 
werden bei gerichtlichen Entscheidungen über Ehescheidungs-, -auf- 
hebungs- oder -nichtigkeitsklagen mit Zählkarten laufend fol- 
gende Tatbestände erfaßt:". 

Begründung 

Diese Klarstellung ist im Hinblick auf § 4 Abs. 1 Nr. 2 (Klage- 
abweisung) notwendig. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Der Bundesrat ist der Ansidit, daß das Gesetz seiner Zustimmung 
bedarf. 


Dr. Sieveking 
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